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(3) Erfolgt das Zünden der Leuchten durch Druck­
welle, legt der EVB entsprechend der zulässigen Netz­
belastung Druckhöhe und Dauer der Druckwelle fest 
und vereinbart sie mit dem Abnehmer.

(4) Alle Einrichtungen, die ausschließlich der Straßen­
beleuchtung dienen, stehen — mit Ausnahme etwa­
iger Meßeinrichtungen — in der Rechtsträgerschaft des 
Abnehmers. Alle Einrichtungen, die sowohl der 
Straßenbeleuchtung als auch der öffentlichen Energie­
versorgung dienen, stehen in Rechtsträgerschaft des 
EVB. Übergabestelle und Rechtsträgergrenze ist die 
Anschlußstelle des Kandelabers am Hauptrohr.

(5) Für die gemeinsam genutzten Einrichtungen gilt 
folgendes:

a) Der EVB stellt seine Einrichtungen unentgeltlich 
zur Verfügung. Der Abnehmer ist dem EVB für 
Schäden ersatzpflichtig, die durch die Straßen­
beleuchtungsanlage entstehen.

b) Bei Änderung des öffentlichen Versorgungsnetzes 
oder aus sonstigen betrieblichen Gründen kann 
der EVB die Entfernung oder Änderung von 
Straßenbeleuchtungsanlagen auf Kosten des Ab­
nehmers innerhalb angemessener Frist verlangen.

c) Bei Errichtung, Änderung oder Erweiterung einer 
Straßenbeleuchtungsanlage kann der Abnehmer 
Einrichtungen des EVB nur mit benutzen, wenn 
ihm der EVB die schriftliche Genehmigung dazu 
erteilt hat.

d) Vom Abnehmer nicht mehr benutzte Straßen­
leuchten werden aus sicherheitstechnischen Grün­
den auf Kosten des Abnehmers vom öffentlichen 
Versorgungsnetz abgetrennt.

(6) Alle Arbeiten an der Straßenbeleuchtungsanlage 
darf der Abnehmer nur durch den EVB oder durch 
berechtigte Hersteller vornehmen ‘lassen. Das Aus­
wechseln unbrauchbarer Glühkörper, Schutzglocken 
und Schirme sowie das Reinigen der Beleuchtungs­
körper darf auch von anderen fachlich geeigneten 
Arbeitskräften ausgeführt werden.

(7) Soll der EVB für den Abnehmer im folgenden
Planjahr bestimmte Arbeiten an Straßenbeleuchtungs- 
anlagen durchführen, hat der Abnehmer deren Umfang 
mit dem EVB abzustimmen. Erneuerungs- oder Unter­
haltungsarbeiten an den Straßenbeleuchtungsanlagen, 
deren Aufschub eine Störung der öffentlichen Energie­
versorgung verursachen könnte, kann der EVB auf 
Kosten des Abnehmers auch ohne dessen ausdrück­
lichen Auftrag durchführen oder durchführen lassen. 
Der Abnehmer ist davon unverzüglich zu benachrich­
tigen. Die Kosten sind dem Abnehmer innerhalb eines 
Monats nach Beendigung der Arbeiten gesondert zu 
berechnen. ^

§ 10
Änderung der Abnehmeranlage bei Anschlußänderung

(1) Der EVB kann im Interesse der öffentlichen 
Energieversorgung seine Anschlußanlage ändern. Die 
Kosten für die Änderung der Anschlußanlage trägt der 
EVB. Die Kosten für eine dadurch notwendig werdende 
Änderung der Abnehmeranlage trägt bei volkseigenen 
Betrieben und Institutionen der Rechtsträger der An­
lage, bei den übrigen Abnehmern der EVB. Der EVB 
ist verpflichtet, dem Abnehmer die Termine für Beginn 
und Dauer der vorgesehenen Änderungsarbeiten so 
rechtzeitig mitzuteilen, daß von diesem die erforder­
lichen Mittel für das Jahr der Anschlußänderung ge­
plant werden können.

(2) Veranlaßt der Abnehmer durch Erhöhung der 
Stundenhöchstmenge eine Änderung der *nschluß-

anlage, so hat er ab Endpunkt der Anschlußanlage die 
Kosten für die Änderung der Abnehmeranlage zu 
übernehmen, soweit keine besondere Regelung getroffen 
ist, einschließlich der Regleranlage.

§ II
Gestattungspflicht des Abnehmers

(1) Der Abnehmer ist verpflichtet, die Zu- und Fort­
leitung von Gas sowie die Verlegung von Leitungen 
einschließlich Zubehör an, über und in seinen Grund­
stücken einschließlich Gebäuden unter Beachtung der 
gesetzlichen Bestimmungen unentgeltlich für solche 
Übertragungsanlagen zu gestatten, die überwiegend der 
Versorgung des Ortes dienen, in denen die Grund­
stücke des Abnehmers gelegen sind. Er hat seine 
Rechte an den Grundstücken so auszuüben, daß der 
Betrieb der Anlage des EVB weder durch Handlungen 
noch durch Unterlassungen beeinträchtigt wird.

(2) Der EVB hat den Abnehmer von der notwendig 
weidenden Benutzung seiner Grundstücke zur Errich­
tung von Übertragungsanlagen zu unterrichten. Die 
Mitteilung hierüber muß rechtzeitig, und zwar grund­
sätzlich Vs Jahr vor Beginn der Arbeiten erfolgen.

(3) Der EVB hat dem Abnehmer den Schaden zu 
ersetzen, der unmittelbar durch die Errichtung, Ände­
rung, den Betrieb, die Unterhaltung und Beseitigung 
der Übertragungsanlage entsteht.

§ 12
Übernahme der Abnehmeranlage 
durch einen anderen Abnehmer

Bei Wechsel des Abnehmers hat der bisherige Ab­
nehmer dem EVB den Schlußzählerstand mitzuteilen. 
Unterläßt er die Mitteilung, so ist für die Energie­
abrechnung mit dem bisherigen Abnehmer der Zähler­
stand maßgebend, mit dem der neue Abnehmer die 
Anlage übernimmt. Der die Anlage übernehmende Ab­
nehmer hat dem EVB die Übernahme unter Angabe 
des Anfangszählerstandes zur Umschreibung der An­
lage anzuzeigen. Der bisherige und der neue Abnehmer 
haben dem EVB die Möglichkeit zu geben, die an­
gegebenen Zählerstände zu überprüfen.

§ 13
Messung des Verbrauches

(1) Der EVB ist für die ordnungsgemäße Messung 
des Verbrauches verantwortlich. Er ist berechtigt, die 
Meßeinrichtungen mit Plomben zu versehen. Der Ab­
nehmer hat die Kosten für den Einbau der Meßeinrich­
tungen zu tragen. Das gleiche gilt für das Auswechseln 
einer Meßeinrichtung, wenn dies im Interesse einer 
vertragsgemäßen Messung notwendig ist und nicht aus 
Gründen der Wartung erfolgt.

(2) Abnehmer mit einer Gasabnahme über 25 000 m3/ 
Monat sind berechtigt, auf ihre Kosten zu Kontroll- 
zwecken eigene Meßeinrichtungen durch den EVB ein­
bauen zu lassen, die gleicher Größe, Art und Herkunft 
wie die Meßeinrichtungen des EVB sein sollen.

(3) Der Abnehmer kann jederzeit schriftlich eine 
Nachprüfung der Meßeinrichtungen durch die zustän­
dige Prüfstelle fordern. Ergibt eine vom Abnehmer be­
antragte oder vom EVB veranlaßte Prüfung eine Über­
schreitung der gesetzlich zulässigen Fehlergrenzen, so 
ist der zuviel oder zuwenig berechnete Betrag für den 
vorhergehenden Abrechnungszeitraum richtig zu stellen,, 
soweit die Auswirkung nicht mit Sicherheit über einen 
größeren Zeitraum festgestellt werden kann. Ist die 
Größe eines Fehlers nicht einwandfrei festzustellen 
oder zeigte eine Meßeinrichtung nicht an, so ist bei 
Vorhandensein einer abnehmereigenen Kon trollmeßein-


